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V orbemerkung 

In ihrer Mitteilung an den Rat vom 13. Mai 1977 
„Die Gemeinschaft und die internationale Szene auf 
dem Kernenergiegebiet" hatte die Kommission an- 
gekündigt, daß sie beabsichtigt, dem Rat später wei- 
tere Mitteilungen zuzuleiten, insbesondere hinsicht- 
lich der gemeinschaftsinternen Orientierungen für 
die Brennstoffwiederaufarbeitung, die Lagerung der 
radioaktiven Abfaiistoffe und die Einführung der 
Schnellen Brüter in der Gemeinschaft. 

In dieser Mitteilung werden gemeinschaftsinterne 
Orientierungen für die Behandlung der radioaktiven 
Abfallstoffe vorgeschlagen. 
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Mitteilung der Kommission an den Rat über einen Aktionsplan der Gemeinschaft auf dem Gebiet 
der radioaktiven Abfallstoffe 


I. Einleitung 

Der Ausbau der Kernenergie soll der Gemeinschaft 
die Möglichkeit geben, einen zunehmenden Teil 
ihres Bedarfs an elektrischer Energie zu decken, wo- 
bei die Sicherheit ihrer Versorgung durch Diversifi- 
zierung der Brennstoffquellen gewährleistet werden 
muß. 

In der Kernindustrie fallen wie in den meisten gro- 
ßen Industriezweigen Nebenprodukte an, von denen 
einige nützlich sind^) und wiederverwertet werden 
können; es gibt aber auch andere, die es nicht sind, 
und die Abfall verschiedenster Art darstellen. 

Diese Abfälle sind radioaktiv; ihre Radioaktivität 
und die dadurch bedingte Schädlichkeit wie auch die 


zu ihrem Abklingen erforderliche Zeit®) hängen da- 
von ab, welche Radionuklide sie enthalten. 

Sie fallen in relativ bescheidener Menge je an das 
Stromnetz gelieferte Energieeinheit an. Aus diesem 
Grunde konnten die mit ihrem Vorhandensein ver- 
bundenen Probleme bisher verhältnismäßig leicht 
gemeistert werden; die vorhersehbare Zunahme der 
Stromerzeugung aus Kernenergie in der Gemein- 
schaft in den nächsten Jahrzehnten gibt diesem Pro- 
blem jedoch neue Dimensionen, wie aus der nach- 
stehenden Tabelle - die von der Annahme eines 
Ausbaus der Wiederaufarbeitung in der Gemein- 
schaft ausgeht - ersichtlich ist [vgl. Dok. KOM(77) 
331 - Elemente einer gemeinschaftlichen Strategie 
für das Gebiet der Wiederaufarbeitung bestrahlter 
Kernbrennstoffe - 13, Juli 1977], 


Geschätzte Menge der radioaktiven Nebenprodukte für die Gemeinschaft insgesamt 
bis zu den Jahren 1980, 1990 und 2000 


— hochaktive und 
langlebige 
Nebenprodukte 


— Nebenprodukte 
mit niedriger 
Aktivität 


O verfestigte 
Abfallstoffe 

O abgebrannte 
Brennelemente, 
die der Wieder- 
aufarbeitung 
zugeführt . 
werden 

O bearbeitete 
Abfallstoffe 


1980 

weniger als 100 m" 

2000 t enthaltenes 
Uran 


einige Zehn- 
tausehd m® 


1990 

einige Tausend m* 

10 000 bis 20 000 t 
enthaltenes Uran 


einige Zehn- 
tausend m® 


seit 1975 und 

2000 

in der Größen- 
ordnung von 
20 000 m® 


in der Größen- 
ordnung einer 
Million m® 


Die Abfallstoffe mit niedriger Aktivität stellen den 
wesentlichen Teil der anfallenden Stoffe dar®); 
diese Techniken ihrer Bearbeitung sind gängig; ihre 
kontrollierte Lagerung für die Zeit des Abklingens 
ihrer Schädlichkeit wirft keine besonderen technolo- 
gischen Schwierigkeiten auf; es handelt sich um be- 
währte Verfahren. 

Nebenprodukte mit hoher Aktivität und langer 
Halbwertzeit (Tausende bis zu Hunderttausende von 
Jahren), die in geringerer Menge anfallen, stellen 
im wesentlichen das Problem der radioaktiven Ab- 
fallstoffe dar: sie müssen aufbereitet und dann für 
außerordentlich lange Zeiträume außerhalb der Bio- 
sphäre gelagert werden („Endlagerung"). Diese Ne- 
benprodukte sind überwiegend hochaktive Abfall- 
stoffe, die bei der Wiederaufbereitung anfallen; 


2) Als Brennstoff nach Rückgewinnung durch Wiederauf- 
arbeitung des bestrahlten Brennstoffs, als Strahlen- 
quellen für therapeutische Zwecke usw. 

3) D. h. sie haben keine radiologische Einwirkung mehr 
auf die Umwelt im Sinne der Gesundheitsschutzvor- 
schriften der Mitgliedstaaten, die gemäß den Strahlen- 
schutznormen der Gemeinschaft (EURATOM) festgelegt 
worden sind. 

4) Diese Schätzung kann nur Größenordnungen wieder- 
geben, denn der tatsächliche Anfall von Abfallstoffen 
hängt von dem tatsächlichen Bau von Kernanlagen zur 
Stromerzeugung, dem Zeitpunkt der Inbetriebnahme 
von Wiederaufarbeitungsanlagen, den Faktoren der 
mengenmäßigen Reduzierung der Abfallstoffe je nach 
den gewählten Wiederaufarbeitungsverfahren usw, ab. 

5) Diese Menge bleibt jedoch im Vergleich mit den Ab- 
fällen einer herkömmlichen Kraftwerksanlage gering; 
der Anfall an Asche (im Falle eines Kohlekraftwerks) 
beträgt ungefähr das 400fache. 


Gemäß Artikel 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundeskanzler- 
amtes vom 21. Oktober 1977 - 14 - 680 70 ~E~ Ke 5/77: 

Diese Mitteilung ist mit Schreiben der Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 2. August 1977 
dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu der genannten Mitteilung ist vorgesehen. 

Eine Beschlußfassung durch den Rat dürfte kaum vor Dezember dieses Jahres erfolgen. 
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wird - entweder absiditlidi oder weil eine Verzöge- 
rung bei der Inbetriebnahme der Wiederaufarbei- 
tungsanlagen eingetreten ist - keine Wiederaufar- 
beitung vorgenommen, sind die abgebrannten Brenn- 
elemente selbst solche Nebenprodukte; ihre Endla- 
gerung würde neue Probleme aufwerfen, mit denen 
man sich bisher noch kaum befaßt hat. 

Dagegen gibt es in der Gemeinschaft verschiedene 
Pilotverfahren zur Bearbeitung hochaktiver Abfall- 
stoffe (insbesondere der Einschluß in Glasblöcfce), 
deren Weiterentwicklung zur großtechnischen An- 
wendung geplant ist. Was die Lagerung selbst an- 
geht, so erfordert sie die Erarbeitung von Lösungen, 
die es ermöglichen, die Abfälle für außerordentlich 
lange Zeiträume von der Biosphäre zu isolieren. 

Vielversprechende Lösungen stehen zur Diskussion 
(Beseitigung der Abfälle in geeigneten geologischen 
Formationen); einige davon sind schon im Versuchs- 
stadium (versuchsweise Lagerung in Salzformatio- 
nen z. B.). Freilich sind lange experimentielle Prü- 
fungen erforderlich, ehe irreversible Entscheidungen 
auf diesem Gebiet getroffen werden dürfen. 

Wesentliches Ziel der Bearbeitung und Lagerung der 
radioaktiven Abfallstoffe ist jedoch die Gewähr- 
leistung der Sicherheit der Bevölkerung und der 
Schutz der Umwelt; es wäre daher gefährlich, die 
Probleme auf technische Fragen zu beschränken. 

Das Problem der radioaktiven Abfallstoffe ist kom- 
plex und unlöslich verbunden mit Fragen der tech- 
nologischen und industriellen Entwicklung wie auch 
Fragen rechtlicher, verwaltungstechnischer und fi- 
nanzieller Art, die zusammen gelöst werden müssen, 
um die Sicherheit der Bevölkerung in der Gemein- 
schaft und den Schutz der Umwelt in dem erforder- 
lichen Maße zu gewährleisten. 

Diesem Problem - das im übrigen Befürchtungen der 
Öffentlichkeit auslöst — ist heute eines der kritischen 
Probleme, die den auftretenden Schwierigkeiten 
beim Ausbau der Kernenergie zugrunde liegen. 

11. Notwendigkeit einer Gemeinschaftsaktion - 
Aktionsplan 

In den letzten Jahren haben die Institutionen der 
Gemeinschaft die Notwendigkeit einer Gemein- 
schaftsaktion auf dem Gebiet der radioaktiven Ab- 
fallstoffe anerkannt. 

Der Rat hat am 14. Mai 1973 ein mehrjähriges For- 
schungsprogramm der GFS für Arbeiten auf dem 
Gebiet der radioaktiven Abfallstoffe gebilligt und 
am 22. November 1973 im Rahmen des Umweltpro- 
gramms seine grundsätzliche Zustimmung zu Aktio- 
nen der Gemeinschaft in bezug auf den Atommüll 
gegeben; er hat in seiner Entschließung vom 7. No- 
vember 1974 die Notwendigkeit solcher Aktionen 
bekräftigt und die Auffassung vertreten, daß es Auf- 
gabe der Gemeinschaft und der Mitgliedstaaten ist, 
die überwiegend mit dem Ausbau der Kernenergie 
zusammenhängenden Probleme und vor allem die 
Problematik der radioaktiven Abfälle zu untersu- 
chen. Der Rat hat dann am 26. Juni 1975 '^) (indirekte 
Aktion) und am 18. Juli 1977 (Aktionen der GFS) 


die zur Zeit laufenden Forschungs- und Entwick- 
lungsprogramme der Gemeinschaft auf dem Gebiet 
der radioaktiven Abfallstoffe gebilligt. 

Schließlich hat der Rat am 17. Mai 1977 mit seiner 
Entsdiließung zur Fortschreibung der Umweltpolitik 
die im Umweltprogramm enthaltenen Aktionen in 
bezug auf radioaktive Abfälle bestätigt und erwei- 
tert. 


Das Europäische Parlament hat seinerseits schon An- 
fang 1973 auf die Rolle der Gemeinsdiaftsorgane in 
Sachen Atommüll hingewiesen und auf das Inter- 
esse, gemeinschaftliche Strukturen für die Endlage- 
rung dieser Abfälle zu schaffen®). Es hat die Not- 
wendigkeit gemeinschaftlicher Aktionen in seinen 
Stellungnahmen zu den F- und E-Programmen be- 
stätigt. 

Auch der Wirtschafts- und Sozialausschuß hat mehr- 
mals darauf hingewiesen, daß für die noch unge- 
lösten Probleme der radioaktiven Abfallstoffe mög- 
lichst bald eine befriedigende Lösung gefunden wer- 
den müsse, wenn man die Kernenergie im Rahmen 
der Energieprogramme der Gemeinschaft und der 
Mitgliedstaaten ausbauen wolle®). 

Sachlidie Rechtfertigung und Notwendigkeit der Ge- 
meinschaftsaktionen auf dem Gebiet der radioakti- 
ven Abfallstoffe werden wie folgt begründet; 

— Die Mehrzahl der Mitgliedsländer der Gemein- 
schaft wird im Zuge ihrer laufenden oder in Aus- 
sicht genommenen Kernenergieprogramme vom 
Atommüll betroffen; 

— allen - oder doch den meisten von ihnen - ge- 
meinsam ist eine hohe Bevölkerungsdichte, die 
ihnen die gleichen Zwänge in der Wahl der Lö- 
sungen auferlegt (es gibt z. B. keine dünnbesie- 
delten Räume) ; 

— Behandlung und Lagerung der radioaktiven Ab- 
fallstoffe sollen vor allem gewährleisten, daß Be- 
völkerung und Umwelt vor den mit diesen Ab- 
fällen verbundenen radiologischen Risiken ge- 
schützt werden; die kommerziellen Aspekte sind 
von sehr untergeordneter Bedeutung. Es handelt 
sich also um eine öffentliche Dienstleistung; 

— zahlreiche Probleme im Zusammenhang mit dem 
Atommüll, die im industriellen, wirtschaftlichen, 

' ökologischen und sozialen Bereich zutage treten, 
überschreiten den nationalen Rahmen; es ist da- 
her in einem größeren Rahmen nach Lösungen zu 


6) ABI, EG Nr. L 153 vom 9. Juni 1973 

7) ABI. EG Nr. L 178 vom 9. Juli 1975, S. 28 

8) Zwischenbericht im Namen des Ausschusses für Ener- 
gie, Forschung und Atomfragen über die Schaffung 
eines Gemeinschaftsnetzes von Lagerorten für radio- 
aktive Abfallstoffe (Berichterstatter Ballardini), Doku- 
ment P.E. 29 700 endg. vom 10. Januar 1973. 

9) Vgl. z. B. Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses zu der Mitteilung der Kommission an den 
Rat „Programm für die Behandlung und Lagerung 
radioaktiver Abfallstoffe", Dok. CES 617/75 vom 29. 
Mai 1975; Studie des Wirtschafts- und Sozialausschus- 
ses bezüglich eines „Gemeinschaftskodex betreffend 
die nukleare Sicherheit", Dok. CES 484/77 vom 28. 
April 1977. 
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suchen. Bei dieser Art des Vorgehens lassen sich 
voreilige und kostspielige Alleingänge der Mit- 
gliedstaaten vermeiden, die Zähl der Atommüll- 
depots läßt sich in Grenzen halten, die Aufwen- 
dungen für die einzurichtende öffentliche Dienst- 
leistung verringern sich und die spätere Über- 
wachung des Netzes von Lagerorten wird leichter 
und billiger; 

— die gewählten Lösungen können durch ihre Ko- 
sten die weitere Entwicklung der Kernenergie 
beeinflussen; es muß dafür gesorgt werden, daß 
diese Lösungen keine indirekten Wettbewerbs- 
verzerrungen nach sich ziehen, sondern einen 
harmonischen Ausbau der Kernenergie in der 
Gemeinschaft ermöglichen; 

— durch ein Vorgehen auf Gemeinschaftsebene 
werden Lösungen dieser Art bereitwilliger durch 
die Öffentlichkeit angenommen; es bietet die 
Gewähr dafür, daß für gleichen Schutz von 
Mensch und Umwelt gesorgt wird, unabhängig 
davon, mit welchen Technologien auf nationaler 
Ebene oder nach Maßgabe der Besonderheiten 
der einzelnen Staatsgebiete gearbeitet wird. 

Die Gemeinschaftsaktion besteht bisher im wesent- 
lichen in der Durchführung der laufenden For- 
schungs- und Entwicklungsprogramme der Gemein- 
schaft. Diese Programme ergänzen die Programme 
der Mitgliedstaaten und integrieren sie zum Teil 
auch. 

Sie stellen einen ersten Schritt dar, dem aber in ge- 
eignetem Rahmen weitere folgen müssen, wenn man 
das, was in den Jahren 1990 bis 2000 auf uns zu- 
kommt, bewältigen können will. 

Die Kommission legt daher einen gemeinschaftlichen 
Aktionsplail vor, der die organisatorische Vorberei- 
tung langfristiger Lösungen auf Gemeinschaftsebene 
zum Ziel hat. Es geht um die gesamte Problematik 
der radioaktiven Abfälle verschiedenster Art, der 
Schwerpunkt liegt jedoch auf der Behandlung und 
Lagerung hochaktiver und langlebiger Abfälle, und 
es werden Maßnahmen zur Verwirklichung eines 
Gemeinschaftsnetzes von Lagerorten vorgeschlagen. 
Der Plan erstreckt sich auf den Zeitraum 1978 bis 
1990, da er bei kürzerer Laufzeit nicht zu realisieren 
wäre. Er wird alle drei Jahre überprüft, um der 
Entwicklung der Lage Rechnung zu tragen. 

III. Gemeinschaftlicher Aktionsplan 

Der Plan, der Gegenstand einer Entschließung des 
Rates ist (siehe Anlage I), gliedert sich in folgende 
sechs Punkte; 

1. Ständige Analyse der Lage in der Gemeinschaft 
mit dem Ziel, die erforderlichen Lösungen zu ent- 
wickeln und festzulegen. 

Der Betrieb der verschiedenen Kernanlagen i®) in der 
Gemeinschaft und die Indienststellung neuer Anla- 
gen im Laufe der nächsten Jahre hat zwangsläufig 
die Produktion von Abfallstoffen verschiedener Ka- 
tegorien in unterschiedlicher Menge und zu ver- 
schiedenen Zeiten zur Folge. 

10) Kernkraftwerke, Wiederaufarbeitungsanlagen usw. 


Die Zweckbestimmung der vorgeschlagenen Ana- 
lyse besteht in der gemeinsamen ständigen Prüfung 
und Beurteilung der verschiedenen Aktionen, die im 
Hinblick auf die Behandlung und Lagerung dieser 
Abfälle einzuleiten sind, in der Festlegung der 
wechselseitigen Zusammenhänge der Einzelaktionen, 
der Aufstellung des Zeitplans für die erforderlichen 
Beschlüsse und der Vorbereitung der Wahlentschei- 
dungen in Abhängigkeit von der Entwicklung der 
Atomstromerzeugung in der Gemeinschaft. 

Die Analyse soll ferner dazu beitragen, die Bereiche 
einzugrenzen, auf denen noch Unsicherheiten be- 
stehen, und zu gewährleisten, daß erforderlichen- 
falls rechtzeitig geeignete Alternativlösungen ver- 
fügbar sind. 

Schließlich wird es auch Aufgabe dieser Analyse 
sein, die Qualität, die Bedeutung und den Fällig- 
keitsrahmen der Mittel aufzuzeigen, die für eine 
erfolgreiche Durchführung dieser Aktion erforder- 
lich sind. 

Die Aufgabenstellung gliedert sich wie folgt: 

a) Listenmäßige Erfassung der entwicklungsfähigen 
Techniken für die Behandlung und Konditionie- 
rung der Abfallstoffe für den eventuellen Trans- 
port und ihre Lagerung, Erstellung des Zeit- 
plans für die Verfügbarkeit dieser Techniken und 
Erstellung des Zeitplans für die Inbetriebnahme 
entsprechender Anlagen sowie eventueller Er- 
satzlösungen. 

In mehreren Mitgliedstaaten wurden schon zahl- 
reiche Lösungen auf Laborniveau oder bis zur Pilot- 
phase entwickelt;. in vielen dieser Fälle ist es jedoch 
noch erforderlich, diese Lösungen an die Anforde- 
rungen einer künftigen industriellen Anwendung 
anzupassen - diese Notwedigkeit ergibt sich aus der 
voraussichtlichen Entwicklung der Kernenergie in 
der Gemeinschaft im Laufe der nächsten Jahrzehnte 
- und dafür zu sorgen, daß diese Anpassung zur 
rechten Zeit erfolgt. Ferner bedarf es, sofern sich für 
ein und dasselbe Problem mehrere Lösungen anbie- 
ten, einer Prüfung, welche Folgewirkungen bei den 
verschiedenen Lösungsmöglichkeiten anzunehmen 
sind, welche Auswirkungen sie auf die Lagerart ha- 
ben werden, und wie sicher sie sind. 

b) Festlegung des Arbeitsprogramms auf dem Ge- 
biet der Lagerung radioaktiver Abfallstoffe so- 
wie des Zeitplans für die Errichtung und Inbe- 
triebnahme von Lageranlagen unter Berücksich- 
tigung der Art der zu lagernden Stoffe. 

Auf diesem Gebiet werden in allen Mitgliedstaa- 
ten ^ 2 ) in unterschiedlichem Umfang Arbeiten durch-’ 
geführt. Diese Arbeiten beziehen sich in der Haupt- 
sache auf die Beseitigung der Abfälle hoher Radio- 
aktivität und/oder langer Halbwertzeit durch Lage- 
rung in geeigneten geologischen Formationen. Einige 
dieser Arbeiten beschränken sich zwar zur Zeit noch 


11) Die Beförderung von Kernmaterial wird in dieser Mit- 
teilung nicht behandelt. Die Kommission behält sich 
entsprechende Initiativen vor. 
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auf die Erarbeitung der wissenschaftlichen Basis- 
bekenntnisse; alle Aktivitäten dieser Art verfolgen 
jedoch dieselbe Perspektive: 

— Bestandsaufnahme zur Erfassung der geologisch 
günstigen Gebiete in den einzelnen Ländern; 

— Prüfung - nach eingehender geologischer Unter- 
suchung im Labor und in situ - welche Standorte 
sich für die Lagerung radioaktiver Abfallstoffe 
am besten eignen; Auswahl einiger Standorte 
aus diesem Angebot; 

— Erarbeitung eines Dossiers zur Realisierung eines 
Versuchslagerorts und Bau der entsprechenden 
Anlage (aus der die Abfallstoffe erforderlichen- 
falls wieder entnommen werden können) ; 

— nach Ablauf einer für die Beurteilung hinreichen- 
den Versuchsbetriebszeit Entscheidungen in be- 
zug auf die eventuelle Errichtung einer endgül- 
tigen Lagerstätte in industriellem Maßstab; 

c) Listenmäßige Zusammenfassung der Behand- 
lungspraktiken für die verschiedenen Gruppen 
von Abfallstoffen entsprechend den zu definie- 
renden Sicherheitsregeln, Festlegung der Zeit- 
punkte, zu welchen diese angewandt werden 
können, und Prüfung der Vereinbarkeit eines 
solchen Zeitplans mit den schon früher in bezug 
auf die industrielle Anwendung der Technologien 
festgelcgten Zeitplänen. 

d) Bestandsaufnahme der Verfahren für die End- 
lagerung der radioaktiven Abfallstoffe, Erstel- 
lung des Zeitplans für die Durchführung und Prü- 
fung der Vereinbarkeit dieses Zeitplans mit den 
obigen Punkten a, b und c. 

2. Maßnahmen, die die Einrichtung eines Gemein- 
schaftsnetzes von Lagerorten für radioaktive Ab- 
fallstoffe ermöglichen sollen. 

Die sehr langzeitige Lagerung bzw. „End 'Tagerung 
(Hunderttausende von Jahren) von radioaktiven Ab- 
fallstoffen mit langer Halbwertzeit ist maßgeblich 
durch das Bedürfnis bestimmt, die Bevölkerung vor 
jeder radioaktiven Verseuchung während der erfor- 
derlichen Zeiträume - bis diese Abfallstoffe ihre 
Schädlichkeit ^^) verlieren - zu schützen. 

Es handelt sich hier um eine der wichtigsten Auf- 
gaben zur Lösung der Probleme im Gesamtzusam- 
menhang mit den radioaktiven Abfallstoffen. 

Wie das Europäische Parlament schon vor einigen 
Jahren ^^) betont hat, besteht größtes Interesse dar- 
an, diese Frage auf Gemeinschaftsebene zu unter- 
suchen und zu behandeln; die Schaffung eines Ge- 
meinschaftsnetzes von Lagerorten erscheint als das 
geeignetste Mittel, um dieses Ziel, nicht zuletzt auch 
mit möglichst geringen Aufwendungen, zu erreichen. 

Im einzelnen gilt: 

A. In technischer Hinsicht sind sich die Sachverstän- 
digen im wesentlichen darüber einig, daß die Lage- 
rung dieser Abfälle in der Tiefe geeigneter geolo- 
gischer Formationen - als die interessantesten er- 
scheinen nach dem gegenwärtigen Stand Salz-, Ton- 
und kristalline Formationen - erlauben sollte, die 
obenerwähnten Ziele zu erreichen. 


Hierzu ist aber folgendes zu bemerken: 

— Gebiete der vorgenannten geologischen Struk- 
turtypen sind nicht in allen Mitgliedstaaten ver- 
fügbar; 

— im Kenntnisstand über diese Strukturen bestehen 
erhebliche Unterschiede - so erhebliche, daß es 
praktisch gegenwärtig nicht möglich ist, eine 
Auswahl der geeignetsten Struktur(en) vorzu- 
nehmen; in einigen Fällen sind die Kenntnisse 
außerdem noch zu bescheiden, als daß bestätigt 
werden könnte, daß alle diese Strukturen den 
Hoffnungen entsprechen; 

— nicht alle vom geologischen Standpunkt geeignet 
erscheinenden Strukturen kommen für die An- 
lage von Lagerorten in Frage; diese müssen auch 
einer Reihe technischer und sozio-ökonomischer 
Kriterien genügen; 

• — ■ bestimmte dieser Strukturen können sich als be- 
sonders geeignet für die Lagerung einer be- 
stimmten Gruppe radioaktiver Abfallstoffe er- 
weisen, dagegen als nur wenig geeignet für die 
Lagerung anderer Gruppen. 

Eine vernünftige Auswahl der Strukturen und La- 
gerorte - unter Berücksichtigung aller verfügbaren 
Kenntnisse und Erfahrungen und unter Gewährlei- 
stung eines einheitlichen Sicherheitsgrads für alle 
Bevölkerungen der Gemeinschaft - wird folglich in 
einem weiteren Rahmen sehr viel leiditer zustande 
kommen als in nationalem Rahmen. 

B. Grundsätzlich bedingt die Lagerung radioaktiver 
Abfallstoffe über sehr lange Zeiträume unausweich- 
lich eine Verantwortung des Staates und seiner Be- 
hörden; Planung und Behandlung auf Gemeinschafts- 
ebene können daher nur von Vorteil sein. 

Bei einer solchen Art des Vorgehens lassen sich vor- 
eilige und kostspielige Alleingänge der Mitglied- 
staaten vermeiden, die Zahl der Atommülldepots 
läßt sich in Grenzen halten, die Aufwendungen für 
die einzurichtende öffentliche Dienstleistung ver- 
ringern sich und die spätere Überwachung des Net- 
zes von Lagerorten wird leichter und billiger. 

Eine Gemeinschaftsaktion in diesem Sinne ist schon 
im Rahmen des 1975 angelaufenen Programms der 
Gemeinschaft (Indirekte Aktion) betreffend die Be- 
handlung und die Lagerung radioaktiver Abfallstoffe 
verwirklicht; 

Jedoch waren die Bemühungen auf der Ebene der 
Gemeinschaft bisher im wesentlichen auf die techno- 
logischen Probleme begrenzt, die im Rahmen des 
angeführten Programms Gegenstand von Studien- 
verträgen sind. 

12) Ausgenommen Luxemburg; die Arbeiten zu dieser 
Aufgabenstellung sind zum Teil auch Themenbereiche 
im Rahmen des Gemeinschaftsprogramms für die indi- 
rekte Aktion. 

13) Die in den Abfallstoffen enthaltenen Radionuklide 
verlieren nach und nach ihre Schädlichkeit durch den 
natürlichen Zerfall. 

14) Zwischenbericht im Namen des Ausschusses für Ener- 
gie, Forschung und Atomfragen über die Schaffung 
eines Gemeinschaftsnetzes von Lagerorten für radio- 
aktive Abfallstoffe (Berichterstatter Herr Ballardini), 
Dok. P.E. 29 700 endg. vom 10. Januar 1973. 
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Es wird daher jetzt vorgeschlagen, die notwendigen 
Maßnahmen zu ergreifen, um die Schaffung eines 
Gemeinschaftsnetzes von Lagerarten zu ermögli- 
chen 

3. Schrittweise Harmonisierung und Vereinheit- 
lichung der Praktiken in bezug auf die Behand- 
lung der Abfallstoffe, die Qualität und die Eigen- 
schaften der konditionierten Abfailstoffe und die 
Entsorgungsbedingungen 

Die Behandlung der radioaktiven Abfallstoffe wird 
bisher ausschließlich in einzelstaatlichem Rahmen 
durch die zuständigen Behörden wahrgenommen. 
Bei der fortschreitenden Industrialisierung der ein- 
zelnen Verfahrensphasen des Kernbrennstoffkreis- 
laufs wird man bald nach einem gemeinsamen Kon- 
zept Praktiken und Politik festlegen müssen, die sich 
bisher noch im Stadium der Vorarbeiten befinden. 
Ferner werden die Annahmekriterien für die Lage- 
rung der konditionierten Abfallstoffe sowie die An- 
forderungen und Bedingungen für den Lagerbetrieb 
festzusetzen sein. 

Die industrielle Entwicklung des Brennstoffkreis- 
laufs - Behandlung und Lagerung der Abfallstoffe 
stellen die letzte Phase dieses Kreislaufs dar - ge- 
wänne durch eine Erörterung der Probleme auf Ge- 
meinschaftsebene, die es gestatte, zu einer besse- 
ren Abschätzung, der Kosten zu gelangen, die die zu 
beachtenden Maßnahmen nach sich ziehen, sowie 
sicherzustellen, daß einseitige Maßnahmen der na- 
tionalen Sicherheitsbehörden keine indirekten Wett- 
bewerbsverzerrungen innerhalb der Gemeinschaft 
zur Folge haben. 

4, Kontinuität der Forschung und Entwicklung in 
der Gemeinschaft während der Laufzeit des 
Aktionsplans 

Kapitel I des EURATOM-Vertrags begrenzt die Lauf- 
zeit von Gemeinschaftsprogrammen auf einen Zeit- 
raum von höchstens fünf Jahren. Eine so beschränkte 
Programmlaufzeit würde sich im vorliegenden Fall 
nachteilig für die wünschenswerte Abwicklung des 
Arbeitsprogramms auswirken, da verschiedene Teil- 
bereiche (z. B. die Themen mit Bezug auf die End- 
lagerung der Abfallstoffe in geologischen Forma- 
tionen) fortdauernde Anstrengungen über ein oder 
zwei Jahrzehnte erfordern. 

Diese Erschwernis macht sich sowohl bei der Kom- 
mission in der Durchführung der Programme als 
auch bei den nationalen Laboratorien, deren Akti- 
vitäten zum Teil durch das Gemeinschaftsprogramm 
finanziert werden, bemerkbar. 

Es erscheint daher erforderlich, ein auf eine zweck- 
mäßige Gesamtabwicklung abgestelltes Verfahren 
vorzusehen, das es gestattet, die Kontinuität der 
Forschung und Entwicklung während der gesamten 
Laufzeit des Plans sicherzustellen. 


15) Als Anlage I ist die Aufzählung dieser Maßnahmen 
beigefügt. 

16) ausgenommen bestimmte ad-hoc-Regelungen im Rah- 
men der Europäischen Kernenergie-Agentur der OECD 
mit Bezug auf das Einleiten radioaktiver Abfälle gerin- 
ger und mittlerer Aktivitäten in das Meer. 


5. Untersuchung der Modalitäten einer finanziellen 
Beteiligung der Gemeinschaft an bestimmten 
Kosten und unvorhergesehenen Aufwendungen 
im Zusammenhang mit der Entsorgung 

Wie bereits erwähnt wurde, wirft die Endlagerung 
der radioaktiven Abfälle bestimmte Probleme ganz 
besonderer Art auf, da sie von den zuständigen Be- 
hörden Verpflichtungen auf lange Frist voraussetzt. 
Die Durchführung und der Erfolg einer solchen Ope- 
ration etwa im Jahr 1990 erfordern bedeutende fi- 
nanzielle Mittel seitens der zuständigen Behörden, 
und zwar: 

— für Forschung und Entwicklung sowie für die 
Einrichtung erster Lagerorte ; 

— um unvorhergesehene Kosten im Zusammenhang 
mit der Abfallbeseitigung aufzufangen, ferner 
zur Beteiligung an den Aufwendungen, die im 
Entwicklungsstadium nicht durch die Anwendung 
des Verursacherprinzips auf die Stromerzeuger 
gedeckt werden können, ohne unter Umständen 
deren Aktivitäten zu gefährden; 

— um den finanziellen Auswirkungen eventueller 
Änderungen im Konzept der Lagerung aufgrund 
der Betriebsergebnisse der ersten Lagerorte so- 
wie Aufwendungen für zusätzliche Abfallhand- 
habungen, die sich im Zuge solcher Änderungen 
ergeben können ^^), zu begegnen. 

6. Regelmäßige Unterrichtung der Öffentlichkeit auf 
Gemeinschaftsebene 

Das Problem der radioaktiven Abfälle ist eines der 
Hauptprobleme, die der Aufgeschlossenheit der 
Öffentlichkeit für die Kernenergie hemmend ent- 
gegenstehen. Deshalb ist es sehr wichtig, daß für 
geeignete Unterrichtung der Öffentlichkeit gesorgt 
wird. 

Wenn auch die Frage der öffentlichen Meinung zur 
Kernenergie in den einzelnen Mitgliedsländern in 
den Zuständigkeitsbereich des betreffenden Staates 
fällt, so kann doch die Gemeinschaft zu einer objek- 
tiven Unterrichtung der Öffentlichkeit beitragen. 

Insbesondere muß der Öffentlichkeit zur Kenntnis 
gebracht werden, was in der Gemeinschaft an For- 
schungs- und Entwicklungsarbeit auf dem Gebiet des 
radioaktiven Abfalls geleistet wird und warum dies 
notwendig ist; die Allgemeinheit muß auch regel- 
mäßig über Fortschritte in der Lösung des Problems 
und über die Zeitplanung für die anstehenden Ent- 
scheidungen unterrichtet werden. 

Die Kommission sorgt für die Verwirklichung des 
Plans. Sie wird dabei von einem Ausschuß auf hoher 
Ebene unterstützt, der sie bei der praktischen Durch- 
führung der geplanten Aktionen und bei der Formu- 
lierung entsprechender Vorschläge für den Rat berät. 


17) Es sei an dieser Stelle daran erinnert, daß für die 
Phase des Versuchslagerbetriebs die Möglichkeit einer 
Wiederentnahme der dort gelagerten Abfälle vorge- 
sehen ist. 
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IV. Schlußbemerkungen 

Die Festlegung eines solchen Plans würde eine Er- 
weiterung der Gemeinschaftsaktion auf das gesamte, 
an sich unteilbare Problem der radioaktiven Abfall- 
stoffe bedeuten. Damit würde die Kontinuität der 
Bemühungen der Gemeinschaft auf diesem Gebiet 
gesichert und die Zusammenarbeit zwischen den 
Mitglicdstaatcn im Rahmen der Gemeinschaft ge- 
stärkt. Damit käme auch zum Ausdruck, welche Be- 
deutung die Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten 
der Sicherheit der Bevölkerung und dem Umwelt- 
schutz beimessen. 

Schließlich würde der Plan auch, wie dies bereits 
auf weniger hohem Niveau für die laufenden For- 
schungs- und Entwicklungsprogramme der Gemein- 
schaft auf dem Gebiet der radioaktiven Abfallstoffe 
gilt, eine nicht unbedeutende Rolle bei der Förde- 
rung der internationalen Bemühungen auf diesem 


I Gebiet spielen sowie bei der Herstellung einer im- 
mer engeren und fruchtbareren internationalen Zu- 
sammenarbeit mit Drittländern - vor allem auch den 
europäischen Nachbarn - und mit den einschlägigen 
internationalen Organisationen (OECD, lAEO), de- 
ren Programme er ergänzt und vertieft. 

Die Kommission fordert daher den Rat auf, 

— die Eutscuiießung in Anlage I über die Durch- 
führung eines gemeinschaftlichen Aktionsplans 
auf dem Gebiet der radioaktiven Abfallstoffe zu 
verabschieden, 

— die Bildung eines Sachverständigenausschusses 
auf hoher Ebene zu beschließen, der die Kom- 
mission bei der praktischen Durchführung der ge- 
planten Aktionen sowie bei der Formulierung 
entsprechender Vorschläge für den Rat unter- 
stützen soll (siehe Beschlußentwurf in der An- 
lage II). 
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Anlage I 


Entwurf einer Entschließung des Rates zur Durchführung eines Aktionsplans der Gemeinschaft auf 
dem Gebiet der radioaktiven Abfallstoffe 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Atomgemeinschaft, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Kommission hat dem Rat eine Mitteilung über 
einen Aktionsplan der Gemeinschaft auf dem Ge- 
biet der Abfallstoffe unterbreitet. 

Der Ausbau der Kernenergie soll der Gemein- 
schaft die Möglichkeit geben, einen zunehmenden 
Teil ihres Bedarfs an elektronischer Energie zu dek- 
ken, wobei die Sicherheit ihrer Versorgung durch 
Diversifizierung der Brennstoffversorgungsquellen 
gewährleistet werden muß. 

Die Zunahme, die die Erzeugung elektrischer 
Energie in Kernkraftwerken im Laufe der nächsten 
Jahrzehnte voraussichtlich erfahren wird, hat jedoch 
auch ein entsprechendes Aufkommen an Abfallstof- 
fen zur Folge. 

Bei dieser Entwicklung ist es unbedingt erforder- 
lich, daß die Sicherheit der Arbeitskräfte und der 
Bevölkerung ebenso wie der Schutz der Umwelt voll 
gewährleistet werden. 

Diese Forderung setzt voraus, daß die Probleme 
im Zusammenhang mit der Behandlung und Lage- 
rung radioaktiver Abfallstoffe gelöst werden. 


Der Rat hat die Notwendigkeit eines Vorgehens 
auf Gemeinschaftsebene in bezug auf die Behand- 
lung und Lagerung der radioaktiven Abfallstoffe 
durch Billigung der Umweltprogramme und der 
Fotschungs- und Entwicklungsprogramme der Ge- 
meinschaft, die auf diesem Sachbereich zur Zeit 
durchgeführt werden, schon früher anerkannt. 

Die Probleme, die sich im Zusammenhang mit den 
radioaktiven Abfallstoffen stellen, bilden jedoch 
einen Gesamtkomplex von Fragen der technologi- 
schen Entwicklung und Fragen rechtlicher, admini- 
strativer und finanzieller Art, die im Kontext ge- 
löst werden müssen. 

Die zur Zeit bereits auf dem Gebiet der Forschung 
und Entwicklung laufenden Gemeinschaftsanstren- 
gungen bedürfen deshalb einer Ergänzung durch 
weitere Maßnahmen. 

Die Erweiterung der Gemeinschaftsaktivitäten auf 
dem Gebiet der Behandlung und Lagerung radio- 
aktiver Abfallstoffe kann auch für die Zusammen- 
arbeit mit Drittländern und außergemeinschaftlichen 
Gremien nur förderlich sein - 

BILLIGT den Aktionsplan, der Bestandteil dieser 
Entschließung ist; 

NIMMT ZUR KENNTNIS, daß die Kommission ge- 
eignete Vorschläge für die Durchführung dieses Pro- 
gramms unterbreiten wird; 
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Anlage zum Entwurf einer Entschließung 


Aktionsplan der Gemeinschaft auf dem Gebiet der radioaktiven Abfallstoffe 


Der Aktionsplan erstreckt sich auf die gesamte Pro- 
blematik der radioaktiven Abfallstoffe verschieden- 
ster Art, insbesondere jedoch auf die Probleme der 
Behandlung und Lagerung von Abfall stoffen hoher 
Radioaktivität und/oder langer Halbwertzeit. 

Der Aktionsplan gilt für den Zeitraum von 1978 bis 
1980; er wird alle drei Jahre überprüft. 

Der Aktionsplan baut sich auf folgende sechs Punkte 
auf: 

J. Ständige Analyse der Lage mit dem Ziel, die er- 
forderlichen Lösungen zu entwickeln und festzu- 
legen; 

Die Aufgabenstellung gliedert sich wie folgt: 

a) Listenmäßige Erfassung der entwicklungsfähigen 
Techniken für die Behandlung und Konditionie- 
rung der Abfallstoffe für den eventuellen Trans- 
port und ihre Lagerung, Erstellung des Zeitplans 
für die Inbetriebnahme entsprechender Anlagen 
sowie eventueller Ersatzlösungen; 

b) Festlegung des Arbeitsprogramms auf dem Ge- 
biet der Lagerung radioaktiver Abfallstoffe so- 
wie des Zeitplans der Errichtung und Inbetrieb- 
nahme von Lageranlagen unter Berücksichtigung 
der Art der zu lagernden Stoffe; 

c) Listenmäßige Zusammenfassung der Behand- 
lungspraktiken für die verschiedenen Gruppen 
von Abfallstoffen entsprechend den zu definie- 
renden Sicherheitsregeln, Festlegung der Zeit- 
punkte, zu welchen diese angewandt werden kön- 
nen, und Prüfung der Vereinbarkeit eines solchen 
Zeitplans mit den schon früher in bezug auf die 
industrielle Anwendung der Technologien fest- 
gelegten Zeitplänen; 

d) Bestandsaufnahme der Verfahren für die End- 
lagerung der radioaktiven Abfall Stoffe, Erstel- 
lung des Zeitplans für die Durchführung und 
Prüfung der. Vereinbarkeit dieses Zeitplans mit 
den obigen Punkten a, b und c. 

2. Maßnahmen, die die Errichtung eines Gemein- 
schaftsnetzes von Lagerorten für radioaktive Ab- 
fallstoffe ermöglichen sollen. 

Im einzelnen sind vorgesehen: 

— Maßnahmen technischer Art: 

O Vertiefung und Ausdehnung der Koordina- 
tion und des Informationsaustausches über 
das derzeitige Forschungs- und Entwicklungs- 
programm hinaus auf den Gesamtbereich der 
einzelstaatlichen Programme für die Verwirk- 
lichung von Lagerorten. Prüfung und Erörte- 
rung der technischen Wahlmöglichkeiten und 
der Programme in bezug auf die Demonstra- 


tionslagerorte der verschiedenen Mitglieds- 
länder durch den Sachverständigenausschuß 

anf VioViöT • rliö Qlt sin r^r+ö 

bleiben während dieser Phase unter der Zu- 
ständigkeit des betreffenden Mitgliedstaats; 

O wechselseitiger versuchsweiser Austausch 
von Abfallstoffen aus verschiedenen Verfah- 
renstechniken zur vorläufigen Lagerung in 
Demonstrationslagern, die in verschiedenen 
geologischen Formationen angelegt sind; 

O technische Untersuchung der Vorteile eines 
Gemeinschaftsnetzes von Lagerorten unter 
dem Gesichtspunkt der Sicherheit der Bevöl- 
kerung in der Gemeinschaft. 

i — Maßnahmen rechtlicher und finanzieller Art: 

O Untersuchung über die für ein Gcmcinschafts- 
netz zu planende Struktur und über Gemein- 
schaftsvorschriften zur Regelung des Betriebs; 
hierfür könnte der Status eines gemeinsamen 
Unternehmens einen geeigneten Rahmen bie- 

I ten. 

i O Untersuchung der Probleme der Haftung bei 
einer Gemeinschaftslagerung unter Berück- 
sichtigung der langfristigen Aspekte dieser 
Probleme; 

O Untersuchung über Ausgleichsmaßnahmen bei 
Lagerung von Abfällen, die nicht aus dem 
eigenen Lande stammen. 

3. Schrittweise Harmonisierung und Vereinheit- 
lichung der Praktiken in bezug auf die Behand- 
lung der Abfallstoffe, die Qualität und die 
Eigenschaften der konditionierten Abfallstoffe 
und die Entsorgungsbedingungen 

Es erscheint erforderlich, eine regelmäßige Konzer- 
tierung der zuständigen nationalen Behörden her- 
beizuführen. 

Ein solches Vorgehen ermöglichte: 

— die Kontrolle der Behandlung der radioaktiven 
Abfälle nach den Sicherheitsvorschriften und den 
Bestimmungen für den Umweltschutz zu erleich- 
tern, vor allem dann, wenn an dieser Behandlung 
mehrere Mitgliedstaaten beteiligt sind; 

— zu einer besseren Beurteilung der durch die zu 
beachtenden Maßnahmen bedingten Kosten zu 
kommen und zu gewährleisten, daß sie keine in- 
direkten Wettbewerbsverzerrungen innerhalb 
der Gemeinschaft zur Folge haben-, 

— gemeinsame Stellungnahmen zu fördern und sie 
gegebenenfalls im Rahmen internationaler Gre- 
mien wie der lAEO oder der ISO geltend zu 
machen, was sicherlich die weiteren Beziehungen 


1) vgl. Entwurf eines Beschlusses - Anlage II 
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der Gemeinschaft und der Mitgliedsländer der 
Gemeinschaft zu den europäischen Nachbarlän- 
dern und darüber hinaus zu Drittländern im all- 
gemeinen erleichtern würde. 

4. Kontinuität der Forschung und Entwicklung in 
der Gemeinschaft während der Laufzeit des Ak- 
tionsplans 

Der Rat verpflichtet sich, über die neuen, von der 
Kommission vorgelegten Fünfjahresprogrammvor- 
schläge für Forschung und Entwicklung (indirekte 
Aktion) binnen sechs Monaten nach dem Datum 
ihrer Vorlage zu entscheiden. 

Die Kommission verpflichtet sich, diese Vorschläge 
jeweils spätestens ein Jahr vor Auslaufen des vor- 
ausgehenden Fünfjahresprogramms vorzulegen. 

Insbesondere wird die Kommission bis zum 31. De- 
zember 1978 ein zweites Forschungs- und Entwick- 
lungsprogramm für den Zeitraum 1980 bis 1984 vor- 
legen, das sich unmittelbar an den laufenden Pro- 
grammabschnitt 1975 bis 1979 anschließen soll; der 


Rat verpflichtet sich über diesen Vorschlag bis zum 
30. Juni 1979 zu entscheiden, so daß im Falle eines 
positiven Beschlusses die erforderlichen Haushalts- 
mittel im Jahre 1980 verfügbar sind. 

5. Untersuchung der Modalitäten für eine finan- 
zielle Beteiligung der Gemeinschaft an bestimm- 
ten Kosten und unvorhergesehenen Mehraus- 
gaben im Zusammenhang mit der Entsorgung 

6, Regelmäßige Unterrichtung der Öffentlichkeit auf 
Gemeinschaftsebene 

Es empfiehlt sich, 

— die Ergebnisse der in Punkt 1 definierten Ana- 
lyse regelmäßig im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften zu veröffentlichen; 

— den Sachverständigenausschuß auf hoher Ebene 
zu beauftragen, weitere Maßnahmen zu prüfen, 
die einen positiven Beitrag erbringen könnten. 


2) vgl. Entwurf eines Beschlusses - Anlage II 
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Anlage II 


Entwurf eines Beschlusses des Rates zur Einsetzung eines Sachverständigenausschusses auf 
hoher Ebene zur Unterstützung der Kommission bei der Durchführung des Aktionsplans auf dem 


Gebiet der radioaktiven Abfallstoffe 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Atomgemeinschaft, 

gestützt auf den Entwurf der Kommission, 

in Erwägung seiner Entschließung vom . . . zur 
Durchführung eines Aktionsplans auf dem Gebiet 
der radioaktiven Abfallstoffe - 


BESCHLIESST: 

Artikel 1 

Es wird ein Beratender Sachverständigenausschuß 
auf hoher Ebene eingesetzt, nachstehend „der Aus- 
schuß" genannt. 

Artikel 2 

Der Ausschuß, der seine Funktion während der ge- 
samten Laufzeit des Aktionsplans behält, hat die 


Aufgabe, die Kommission bei der Durchführung der 
im Gemeinschaftsplan auf dem Gebiet der radio- 
aktiven Abfallstoffe vorgesehenen Aktionen zu 
I unterstützen; er kann von der Kommission bei der 
■ Abfassung ihrer Vorschläge befragt werden. 


Artikel 3 

Der Ausschuß setzt sich aus Vertretern der Mitglied- 
Staaten und Vertretern der Kommission zusammen; 
jede Regierung kann höchstens drei Ausschußmit- 
glieder bestellen. Mindestens ein Mitglied jeder 
Delegation soll dem Beratenden Programmausschuß 
für die Bewirtschaftung und Lagerung radioaktiver 
Abfallstoffe angehören. 


Artikel 4 

Der Ausschuß wählt aus seiner Mitte seinen Vor- 
sitzenden; die Sekretariatsaufgaben werden von 
den Dienststellen der Kommission wahrgenommen. 
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